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Verkaufstätigkeiten an Sonn- und Feiertagen nach dem BVerfG-Urteil
zum Berliner Ladenschlussgesetz

I. Einleitung

Im vielbeachteten Urteil des BVerfG zur Adventssonntags-
regelung im Berliner Ladenöffnungsgesetz1 haben die Karls-
ruher Verfassungshüter auf der Grundlage von Art. 140 GG
i.V. mit Art. 139 WRV Mindestanforderungen an den Sonn-
und Feiertagsschutz formuliert, deren Unterschreitung dem
Gesetzgeber verfassungsrechtlich verwehrt ist. Seitdem
kommt kaum eine Entscheidung zur Frage der Zulässigkeit
von Verkaufstätigkeiten an Sonn- und Feiertagen mehr ohne
den Verweis auf das angesprochene BVerfG-Urteil aus. Im
Folgenden soll anhand einer Vielzahl von inzwischen ergan-
genen Entscheidungen der Verwaltungs- und Oberverwal-
tungsgerichte analysiert werden, ob und inwieweit die ver-
waltungsgerichtliche Rechtsprechung den vom BVerfG gefor-
derten staatlichen Schutzpflichten zur tatsächlichen Durchset-
zung verhilft.

II. Wesentliche gesetzliche Grundlagen

Bevor auf die Vorgaben des BVerfG und ihre Umsetzung
durch die Verwaltungsgerichte eingegangen wird, soll ein
kurzer Überblick über die bedeutsamsten gesetzlichen Rege-
lungen im Bereich des Ladenöffnungsrechts gegeben werden.
§ 3 LSchlG gibt zunächst grundsätzlich vor, zu welchen Zei-
ten Verkaufsstellen für den geschäftlichen Verkehr mit den
Kunden geschlossen sein müssen. Bei dieser Norm handelt es
sich damit um die zentrale Vorschrift des Ladenschlussgeset-
zes2. Der Streit vor den Gerichten entzündet sich im Nach-
gang der BVerfG-Entscheidung zum Berliner Ladenöffnungs-
gesetz3 regelmäßig an der Ausnahmevorschrift des § 14
LSchlG, der sich zur Zulässigkeit von verkaufsoffenen Sonn-
und Feiertagen verhält. Im Zuge der Föderalismusreform ist
das Ladenschlussrecht ausdrücklich von der zuvor bestehen-
den konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes
ausgenommen worden (vgl. nunmehr Art. 74 I Nr. 11 GG).
Somit sind seitdem allein die einzelnen Bundesländer zustän-
dig. Sie haben in der Vergangenheit hiervon auch regen Ge-
brauch gemacht und insbesondere die Grundnorm des § 3
LSchlG dergestalt verändert, dass während der Woche zu-

meist eine Ladenöffnung rund um die Uhr ermöglicht wird4.
Unabhängig hiervon sind aber auch die Bundesländer zur
grundsätzlichen Wahrung der Sonn- und Feiertagsruhe an-
gehalten und dürfen sich dem nicht durch exzessive Ausnah-
meregelungen entziehen. Somit war die Entscheidung des
BVerfG vom 1. 12. 2009 für alle Bundesländer gleicherma-
ßen von Interesse5.

III. Die verfassungsgerichtlichen Leitlinien

Das BVerfG hat die Gewährleistung rhythmisch wiederkeh-
render Tage der Arbeitsruhe ausführlich und mit gewichtigen
verfassungsrechtlichen Argumenten begründet. So sieht es
hierin eine Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips, stellt fer-
ner fest, dass die Arbeitsruhe der physischen und psychischen
Regeneration und damit der körperlichen Unversehrtheit des
Menschen (Art. 2 II GG) diene, zugleich aber auch dem
Schutz von Ehe und Familie (Art. 6 I GG) und dass schließ-
lich sogar ein besonderer Bezug zur Menschenwürde bestehe,
weil dem ökonomischen Nutzendenken eine Grenze gesetzt
und dem Menschen um seiner selbst willen gedient werde6.
Durch das Auffahren solch schwerer Geschütze hat das
BVerfG die Messlatte für eine Ladenöffnung an Sonn- und
Feiertagen sehr hoch gelegt7. Zugleich versteht sich so nahezu
von selbst, dass Ausnahmen vom Sonn- und Feiertagsschutz
eines entsprechend guten Sachgrundes bedürfen, der jeden-
falls nicht im bloß wirtschaftlichen begründeten Umsatzinte-
resse des Handels oder des „Shopping-Interesses“ potenziel-
ler Käufer gesehen werden kann8. Allerdings hat das
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1 BVerfGE 125, 39 = NVwZ 2010, 570.
2 Vgl. Stober/Müller/Schunder, LSchlG, 4. Aufl. (2000), § 3 Rdnr. 8.
3 BVerfGE 125, 39 = NVwZ 2010, 570.
4 Einen guten Überblick über die Regelungen in den einzelnen Bundes-

ländern inkl. einer Wiedergabe ihrer LadÖG gibt Neumann, Laden-
schlussR – Komm., 5. Aufl. (2008), S. 12 f., 49ff.

5 Mosbacher, NVwZ 2010, 537.
6 BVerfGE 125, 39 (82 f.) = NVwZ 2010, 570 (573 f.).
7 Ebenso Mosbacher, NVwZ 2010, 537 (540).
8 BVerfGE 125, 39 (87) = NVwZ 2010, 570 (575).



BVerfGsich nicht zu einer Höchstgrenze an verkaufsoffenen
Sonn- und Feiertagen pro Jahr geäußert9. Umso interessanter
erscheint die Frage, ob sich eine solche nunmehr in der jüngs-
ten verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung findet bzw. ob
die Verwaltungsgerichte zumindest die Vorgaben des BVerfG
schon weiter konkretisiert und somit mit praktisch anwend-
barem Inhalt gefüllt haben. Dem soll im Folgenden nach-
gegangen werden.

IV. Konkrete Beispiele aus der Rechtsprechung

1. Zur Sonderrolle Berlins

Bereits zwei Tage nach dem BVerfG-Urteil hatte sich das
OVG Bautzen damit zu beschäftigen, ob eine erneute Rechts-
folgenabschätzung zur Rechtmäßigkeit der Ladenöffnung an
allen vier Adventssonntagen im Bundesland Sachsen vor-
zunehmen sei. Hintergrund dieser Entscheidung war, dass
sich das OVG Bautzen vier Wochen zuvor im Rahmen eines
einstweiligen Rechtsschutzverfahrens mit der Thematik be-
schäftigt hatte und zu dem Ergebnis gelangt war, dass die
Verkaufsordnung der Stadt Plauen, die für alle vier Advents-
sonntage eine Verkaufsöffnung gestattete, außer Vollzug zu
setzen war10. Nach Ergehen der bundesverfassungsgericht-
lichen Entscheidung zur parallelen Situation in Berlin, forder-
ten die Antragsteller nunmehr ein, dass zumindest unter Be-
rücksichtigung der Berufsausübungsfreiheit der Verkaufsstel-
leninhaber, ihres in die Regelung gesetzten Vertrauens und
der von ihnen bereits getroffenen Dispositionen für das Vor-
weihnachtsgeschäft eine erneute Folgenabwägung zu treffen
sei, die im Ergebnis zu ihren Gunsten ausfallen müsse. Das
OVG Bautzen folgte dem nicht. Vielmehr stellte es klar, dass
eine umfassende Folgenabwägung bereits im ersten Beschluss
erfolgt sei, in der die wirtschaftlichen Interessen der Einzel-
händler maßgeblich berücksichtigt wurden und auf deren
Basis daher zumindest der erste und vierte Adventssonntag
von der Außervollzugsetzung der Verordnung ausgenommen
wurden11. Mit dieser Entscheidung arbeiten die Bautzener
Richter heraus, dass die Verhältnisse in den einzelnen Bun-
desländern nicht vergleichbar sind und deshalb auch die Aus-
sagen des BVerfG zum Berliner Ladenöffnungsgesetz nicht
ohne Weiteres auf andere Länder übertragen werden könn-
ten. Hieraus lässt sich – auch unter Berücksichtigung der
gegenüber der des BVerfG strengeren Ansicht des OVG
Bautzen – ableiten, dass in Berlin als der Bundeshauptstadt,
als einer der wenigen Weltmetropolen in Deutschland und als
mit Abstand bevölkerungs- und touristenreichster Stadt
Deutschlands ein etwas großzügigerer Maßstab im Hinblick
auf verkaufsoffene Sonn- und Feiertage gilt12. Wenn das
BVerfG vor dem Hintergrund dieser Rahmenbedingungen
dennoch eine eher restriktive Haltung einnimmt, so folgt
daraus im Umkehrschluss, dass für andere Länder, Städte
und Regionen ein mitunter noch deutlich strengerer Maßstab
gelten muss.

2. Ausschluss des Shopping-Interesses als
Rechtfertigungsgrund

Als nächstes soll auf eine Entscheidung des VG Braunschweig
eingegangen werden. Darin ging es um die Zulässigkeit von
privaten Floh- und Spezialmärkten an Sonn- und Feiertagen.
Das VG Braunschweig stellte für seine Entscheidung darauf
ab, ob es sich um eine Beschäftigung handele, mit der die
Zweckbestimmung der Sonn- und Feiertage verwirklicht wer-
de oder ob dieser Zweckbestimmung zuwidergehandelt wer-
de, mithin ob es sich um eine Freizeitgestaltung handele13. Im
Ergebnis komme es für die Beurteilung, ob eine Tätigkeit
werktäglichen oder Freizeitcharakter habe, entscheidend da-

rauf an, ob sie dem Zweck, der Ausgestaltung und dem
äußeren Erscheinungsbild nach im öffentlichen Leben einen
typischen oder atypischen werktäglichen Lebensvorgang dar-
stelle14. Im Ergebnis wird der werktägliche Charakter der
Märkte bejaht und auf Grund dessen deren Zulässigkeit ver-
neint. Indem das VG Braunschweig feststellt, dass es zwar
Beschäftigungen gebe, denen erst nach der Berufstätigkeit
oder sogar erst am Wochenende nachgegangen werden kön-
ne, die aber dennoch keinen Freizeit-, sondern einen werk-
täglichen Charakter hätten15, knüpft es an die BVerfG-
Rechtsprechung an und verweigert den reinen Shoppinginte-
ressen der Käufer das Prädikat der Freizeitbeschäftigung.

3. Verkaufstätigkeiten an Sonn- und Feiertagen nur
als Nebenzweck zulässig

In eine ähnliche Richtung argumentiert das OVG Greifswald
zwei Wochen später. Dessen Entscheidung befasste sich mit
der Wirksamkeit einer Verordnung über erweiterte Ladenöff-
nungszeiten in Kur- und Erholungsorten. Die unter anderem
streitgegenständliche Bäderverordnung sollte dabei gegen hö-
herrangiges Recht verstoßen, weil sie an mindestens 45 Sonn-
tagen im Jahr den gewerblichen Verkauf zuließ und damit
auf eine verbotene Gleichstellung der sonn- und feiertäglichen
Verhältnisse mit den Werktagen und ihrer Betriebsamkeit
hinausliefe16. Wenngleich drei der vier Adventssonntage von
der Verkaufsöffnungserlaubnis gerade ausgenommen waren,
so zeigt doch auch diese Entscheidung eine konsequente Um-
setzung der verfassungsgerichtlichen Maßstäbe, nach denen
die Regel der verkaufsfreien Sonn- und Feiertage eben nicht
zur Ausnahme werden darf17. Ferner werden die Erwerbs-
interessen nochmals deutlich als nicht unter das Freizeitinte-
resse fallende Interessen charakterisiert18. Zugleich schieben
die Greifswalder Richter auch Umgehungsversuchen in aller
Deutlichkeit einen Riegel vor. Sie betonen, dass auch die
Anerkennung eines „Einkaufstourismus“ als ausschließlich
rechtfertigender Sachgrund in dem Sinne, dass allein eine sehr
großzügige Sonntagsöffnung den Tourismus erst hervorrufe
und sodann auf den diesermaßen entstandenen Bedarf rekur-
riert werde, unter keinen Umständen möglich sei19.

Vergleichbar äußert sich auch das VG München. Es verweist
darauf, dass die in § 14 I LSchlG20 genannten Voraussetzun-
gen zur Offenhaltung von Verkaufsstellen an Sonn- und Fei-
ertagen noch um weitere inhaltliche Voraussetzungen zu er-
gänzen seien21. Denn selbst wenn die Höchstzahl der freige-
gebenen Sonn- und Feiertage nicht ausgeschöpft werde, be-
dürfe es einer Öffnung aus Anlass von [z. B.] Märkten, so
dass es unzulässig sei, den Besucherstrom erst durch die
Offenhaltung der Verkaufsstellen anzulocken und der Markt

9 Vgl. Mosbacher, NVwZ 2010, 537 (540).
10 OVG Bautzen, Beschl. v. 9. 11. 2009 – 3 B 501/09, BeckRS 2009,

42482.
11 OVG Bautzen, Beschl. v. 3. 12. 2009 – 3 B 560/09, BeckRS 2010,

47142.
12 Trotz dieser Gründe hat dieser Maßstab nach Ansicht des BVerfG

streng auszufallen, vgl. BVerfGE 125, 39 (95) = NVwZ 2010, 570
(577).

13 VG Braunschweig, NdsVBl 2010, 372 = BeckRS 2010, 48052.
14 VG Braunschweig, NdsVBl 2010, 372 (373) = BeckRS 2010, 48052.
15 VG Braunschweig, NdsVBl 2010, 372 (372) = BeckRS 2010, 48052.
16 OVG Greifswald, LKV 2011, 88, und OVG Greifswald, NordÖR

2010, 321 = BeckRS 2010, 47936.
17 Vgl. BVerfGE 125, 39 (90ff.) = NVwZ 2010, 570 (576).
18 OVG Greifswald, NordÖR 2010, 321 (324) = BeckRS 2010, 47936.
19 OVG Greifswald, NordÖR 2010, 321 (325) = BeckRS 2010, 47936.
20 Bayern ist das einzige Bundesland, in dem noch das Ladenschlussgesetz

des Bundes gilt, weil noch nicht von der Gesetzgebungskompetenz zum
Erlass einer eigenen Regelung Gebrauch gemacht wurde, vgl. hierzu
auch o. Fußn. 4.

21 VG München, GewArch 2011, 40 = BeckRS 2011, 45458.
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im Ergebnis nur eine Begleiterscheinung darstelle; vielmehr
müsse der Markt selbst geeignet sein, von sich aus einen
nennenswerten Besucherstrom anzuziehen22. Damit leistet
das VGMünchen eine im Ergebnis mit demOVG Greifswald
übereinstimmenden, aber durch den Anknüpfungspunkt an
die maßgebliche Norm noch weiter präzisierenden Beitrag
zur Auslegung des § 14 I 1 LSchlG.

Der VGH München hat nun kürzlich die Entscheidung des
VG München bestätigt. Dabei betonte der VGH München
nochmals, dass es offensichtlich sei, dass gerade nicht der
Markt die Hauptsache und die Sonntagsöffnung der Neben-
effekt sei, sondern es sich gerade umgekehrt verhalte, was
sich schon daran zeige, dass ein Großteil der im Auftrag des
Landratsamt befragten Marktbesucher hauptsächlich der ge-
öffneten Möbelhäuser wegen kamen und häufig noch nicht
einmal Kenntnis von der Veranstaltung eines Marktes hat-
ten23. Allerdings gibt der VGH zu erkennen, dass er bereit
wäre, schon eine positive Erwartung im Hinblick auf die
zukünftige Entwicklung der Marktveranstaltung hin zu ho-
hen Besucherzahlen ausreichen zu lassen, um dann eine Ver-
kaufsöffnung aus Anlass von Märkten zu bejahen24. Damit
offenbart der VGH München in diesem Punkt eine abwei-
chende und im Ergebnis weniger strenge Auslegung als das
OVG Greifswald.

4. Restriktive Auslegung des Begriffs öffentliches
Interesse sowie bei Gesetzeslücken

Gleich zweimal hat sich das VG Koblenz in der jüngsten
Vergangenheit mit der Ladenöffnung an Sonn- und Feier-
tagen beschäftigen müssen. Zunächst ging es um eine begehr-
te Ausnahme von § 10 S. 2 RhPfLadöffnG. Danach darf ein
verkaufsoffener Sonntag nicht an einem Sonntag stattfinden,
der zugleich Feiertag ist. Allerdings eröffnet § 12 S. 1
RhPfLadöffnG die Möglichkeit, im öffentlichen Interesse
dringend notwendige Ausnahmen hiervon zuzulassen. Das
VG Koblenz ließ für eine solche Ausnahme auch eine große
Anzahl an zu erwartenden Besuchern eines Jahrmarktes nicht
ausreichen und verwies in seiner Begründung darauf, dass
nur eine strenge Handhabe der Ausnahmevorschrift dem Ge-
wicht der bewussten gesetzgeberischen Entscheidung für ei-
nen besonderen Schutz der Feiertage Rechnung trage25. Auch
die Tradition des betroffenen Jahrmarktes an einem festen
Termin im Jahr reiche jedenfalls dann nicht zur Rechtfer-
tigung einer Ausnahme aus, wenn hiervon in der Vergangen-
heit bereits durch den Veranstalter abgewichen wurde26.

In einer weiteren Entscheidung haben die Koblenzer Verwal-
tungsrichter Flohmärkte an Sonn- und Feiertagen als recht-
lich nicht zulässig beurteilt27. Dabei wurde die grundrechtlich
verbriefte Berufsfreiheit der gewerblichen Marktveranstalte-
rin gegen den Feiertagsschutz abgewogen, wobei Letzterer als
überwiegend angesehen wurde. Es wird zudem darauf ver-
wiesen, dass sich das Ladenöffnungsgesetz Rheinland-Pfalz
zur Zulassung von Floh- und Trödelmärkten an Sonn- und
Feiertagen überhaupt nicht äußere, so dass auch solche
Märkte nicht generell vom Sonn- und Feiertagsschutz aus-
genommen seien28. Somit zeigt sich auch in dieser Entschei-
dung eine restriktive Haltung, indem Lücken im Gesetz durch
eine Auslegung zu Gunsten der Sonn- und Feiertagsruhe ge-
schlossen werden und nicht etwa umgekehrt die fehlende
gesetzliche Regelung zu einer Privilegierung von Flohmärkten
an Sonn- und Feiertagen führt.

5. Bestimmtheitsgebot und Beschränkung des
Warensortiments

Bei der Darstellung der Rechtsprechung soll abschließend
noch auf zwei Beschlüsse eingegangen werden, die sich zum
einen mit der Bestimmtheit der Ausnahmeklausel zur Sonn-
und Feiertagsöffnung, zum anderen mit gegebenenfalls beste-
henden Einschränkungen im Hinblick auf den Umfang des
Verkaufsangebots an diesen Tagen befassen.

Das OVG Bautzen erachtete § 8 II 1 SächsLadÖffG, wonach
ohne weitere Voraussetzungen Verkaufsstellen an bis zu vier
Sonn- oder Feiertagen zwischen 12 und 18 Uhr öffnen dür-
fen, als den Vorgaben des (landes)verfassungsrechtlichen Be-
stimmtheitsgebots nicht genügend29. Damit knüpft es an die
Forderung des BVerfG an, dass es stets eines verfassungs-
rechtlichen Sachgrundes für die Freigabe verkaufsoffener
Sonn- und Feiertage bedürfe30 und konkretisiert dies dahin-
gehend, dass dieser Sachgrund seinen Niederschlag bereits in
der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage zur Erlaubnis ver-
kaufsoffener Sonn- und Feiertage finden müsse. Von beson-
derem Interesse ist außerdem eine Randbemerkung der Ent-
scheidung. Nach Ansicht des OVG Bautzen handelte eine
Vereinigung, die sich satzungsmäßig zum Ziel gesetzt hatte,
plakativ und öffentlichkeitswirksam auf die aus ihrer Sicht
bestehenden negativen Folgen verkaufsoffener Sonn- und Fei-
ertage hinzuweisen und deshalb eine Veranstaltung bewusst
auf den in Rede stehenden Ladenöffnungssonntag legte, nicht
rechtsmissbräuchlich und konnte folglich die mögliche Ver-
letzung subjektiver Rechte geltend machen31. Die Klagebe-
fugnis wurde ihr somit nicht abgesprochen. Damit eröffnet
das OVG Bautzen entsprechenden Initiativen eine Möglich-
keit, besonders wirkungsvoll gegen Ladenöffnungen an Sonn-
und Feiertagen vorzugehen.

Fielen alle bisher vorgestellten Entscheidungen zu Gunsten
der Sonn- und Feiertagsruhe aus, so dass die jeweils begehrte
Ladenöffnung und Ähnliches versagt wurde, so hatte der
Antragsteller in der folgenden Entscheidung auch einmal Er-
folg. Das VG Freiburg sah seinen Blumenverkauf an Sonn-
und Feiertagen als zulässig an32. Allerdings fügte es dieser
grundsätzlichen Erlaubnis sogleich eine bedeutende Ein-
schränkung hinzu. Es dürften eben auch nur Blumen und
entsprechendes Zubehör verkauft werden, nicht aber andere
Waren und es müsse – was nach Auffassung des VG aber
kein unüberwindbares Hindernis darstelle – durch organisa-
torische Maßnahmen gesichert werden, dass es auch tatsäch-
lich bei dem genannten Verkaufsumfang bleibe33. Mit dieser
Aussage rufen die Breisgauer Richter der zuständigen Behör-
de unmissverständlich in Erinnerung, dass bei Verkaufstätig-
keiten, die auch außerhalb der allgemeinen verkaufsoffenen
Sonn- und Feiertage regelmäßig sonn- und feiertags gestattet
werden, sicherzustellen ist, dass nur der die Ausnahme be-
gründende Bedarf der Bevölkerung an den jeweiligen Waren

22 VG München, GewArch 2011, 40 (42) = BeckRS 2011, 45458.
23 VGH München, Beschl. v. 31. 3. 2011 – 22 BV 10.2367, BeckRS 2011,

50300.
24 VGH München, Beschl. v. 31. 3. 2011 – 22 BV 10.2367, BeckRS 2011,

50300.
25 VG Koblenz, Beschl. v. 30. 9. 2010 – 3 L 1224/10, BeckRS 2010,

57106.
26 VG Koblenz, Beschl. v. 30. 9. 2010 – 3 L 1224/10, BeckRS 2010,

57106; bestätigt durch OVG Koblenz, Beschl. v. 1. 10. 2010 – 6 B
11104/10.

27 VG Koblenz, Beschl. v. 4. 4. 2011 – 3 K 1586/10, BeckRS 2011, 50599.
28 VG Koblenz, Beschl. v. 4. 4. 2011 – 3 K 1586/10, BeckRS 2011, 50599.
29 OVG Bautzen, NVwZ-RR 2011, 105 = LKV 2011, 85.
30 BVerfGE 125, 39 (86 f.) = NVwZ 2010, 570 (575).
31 OVG Bautzen, NVwZ-RR 2011, 105 (106) = LKV 2011, 85.
32 VG Freiburg, NVwZ-RR 2011, 107.
33 VG Freiburg, NVwZ-RR 2011, 107 (108).
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befriedigt wird, nicht aber zu weiter gehendem Einkaufen
animiert und damit ein Shopping-Interesse bedient werde.

V. Stellungnahme

Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung im Nachgang
zum BVerfG-Urteil das Berliner Ladenöffnungsgesetz betref-
fend überzeugt. Sie setzt die restriktive Haltung des BVerfG
gegenüber verkaufsoffenen Sonn- und Feiertagen und für den
Schutz der Arbeitsruhe konsequent um. Es wird zutreffend
betont, dass Berlin eine Sonderrolle in Deutschland einnimmt
und sich kaum vergleichbare Städte und Regionen in anderen
Bundesländern finden. Schon deshalb bilden die Berliner Ver-
hältnisse im Hinblick auf Ladenöffnungen an Sonn- und
Feiertagen eine Obergrenze, die aber in nahezu allen anderen
Fällen (zum Teil deutlich) unterschritten werden muss, um
den verfassungsrechtlichen Vorgaben zu genügen. Hierfür
spricht insbesondere, dass es immer eines tragfähigen Sach-
grundes für Ausnahmeregelungen bedarf. Solche Gründe tre-
ten aber überall in Deutschland sicherlich seltener auf als in
der Bundeshauptstadt. Wenngleich bisher noch kein Gericht
gezwungen war, sich zur Höchstzahl verfassungsrechtlich zu-
lässiger verkaufsoffener Sonn- und Feiertage zu äußern, so
wird diese Grenze jedenfalls außerhalb Berlins im (mitunter
niedrigen) einstelligen Bereich liegen. Ebenfalls offen blieb
zudem die praxisrelevante Frage, ob eine Sonntagsöffnung
auch räumlichen und gegenständlichen Grenzen unterliegt34.

Auch die Art und Weise, wie die Verwaltungsgerichte sicher-
stellen, dass nicht auf Grund von Shopping-Interessen der
Schutz der Arbeitsruhe vernachlässigt wird, überzeugt. Gera-
de das Erfordernis der Ladenöffnung als Nebeneffekt leistet
hier einen wertvollen Beitrag. Gleichfalls zu begrüßen ist die
strenge Auslegung des Begriffs des dringenden öffentlichen
Interesses zur Rechtfertigung einer Ausnahme zusätzlich zu
den gesetzlich vorgesehen allgemeinen Öffnungsmöglichkei-
ten an Sonn- und Feiertagen; ebenso, dass Gesetzeslücken zu
Gunsten der Arbeitsruhe geschlossen werden. Insgesamt zeigt
sich so eine Einstellung der Gerichte, die sich mit dem Aus-
druck „in dubio pro silentio“ umschreiben lässt. Damit wird
zugleich dem Schutzauftrag verfassungsrechtlich verbürgter
Grundrechte nachgekommen: Das (Aus)Ruhen von der Ar-
beit wenigstens an Sonn- und Feiertagen, das leiser werden
einer sonst lauten und geschäftigen Welt dient dem körper-
lichen Wohl des Einzelnen (Art. 2 II GG), es ermöglicht und
fördert ein Familienleben (Art. 6 I GG) und verhindert nicht
zuletzt, dass der Mensch zum beliebig einsetzbaren Objekt
der Handels- und Verkaufswelt wird, sondern vielmehr des-
sen unverzichtbares Subjekt bleibt (Art. 1 I GG).

Wenn darüber hinaus festgestellt wurde, dass auch in Fällen,
in denen die Ladenöffnung an Sonn- und Feiertagen für zu-

lässig befunden wurde, dennoch gewisse Einschränkungen
gelten, so zeigt sich auch hierin eine erfreuliche Tendenz: Die
Gerichte belassen es nicht bei einer Entscheidung pro oder
contra Sonn- und Feiertagsöffnung. Vielmehr reicht ihr Prü-
fungsumfang in die konkrete Umsetzung einer etwaigen Er-
laubnis hinein und sichert damit deren zweckgemäßen Ge-
brauch. Dass schließlich sogar Bündnissen für freie Sonn-
und Feiertage „verkaufsöffnungszerstörende“ Mittel durch
die Anerkennung der Abwägungsrelevanz von Gegenver-
anstaltungen zum verkaufsoffenen Sonn- oder Feiertag in
Aussicht gestellt werden, überrascht. Es bleibt abzuwarten,
ob diesem Aspekt in der Praxis zukünftig Bedeutung zukom-
men wird. Nichtsdestotrotz dient auch eine solche richterli-
che Handhabe dem Sonntagsschutz und einer Sicherstellung
des Ladenschlusses35, weshalb sie ebenfalls Zustimmung ver-
dient.

VI. Fazit

Die hier vorgestellten Entscheidungen aus der verwaltungs-
gerichtlichen Rechtsprechung mussten sich noch nicht mit
der vom BVerfG offengelassenen Frage beschäftigen, welche
Höchstzahl an verkaufsoffenen Sonn- und Feiertagen pro
Jahr noch zulässig ist. Dennoch wird erkennbar, dass die
Verwaltungsgerichte einen begrüßenswerten strengen Kurs
eingeschlagen haben, der den Anforderungen und der Hal-
tung des BVerfG zu dieser Thematik entspricht. Dies ge-
schieht vor allem durch eine restriktive Interpretation der
Ausnahmeregelung des § 14 LSchlG bzw. entsprechender pa-
ralleler landesgesetzlicher Normen, wonach die Öffnung der
Verkaufsstellen nur Neben- und nicht Hauptzweck sein darf;
mit anderen Worten darf sie nur der Unterstützung eines
„Großereignisses“ dienende Funktion haben. Hinzu kommt,
dass auch eine Verrechnung nicht genutzter Öffnungsmög-
lichkeiten mit über die gesetzliche Höchstgrenze an aus-
nahmsweise zulässigen Öffnungstagen nicht zugelassen wird.
Schließlich wird das BVerfG-Urteil vom 1. 12. 2009 so ver-
standen, dass Berlin auf Grund seiner Sonderstellung nicht
den Maßstab für ganz Deutschland bildet, sondern die dorti-
gen Regelungen lediglich die Obergrenze an Ausnahmen des
maximal zulässigen bilden – die Grenzen können und sollten
daher an anderen Orten zum Teil wesentlich strenger gezogen
werden. Wann zum ersten Mal (höchst)richterlich entschie-
den wird, wie viele verkaufsoffene Sonn- und Feiertage pro
Jahr das Grundgesetz zulässt, bleibt aber nach wie vor offen
und damit eine spannende Frage36. Nach hier vertretener
Auffassung kann diese Grenze in einigen Regionen bereits bei
zwei bis drei Verkaufsöffnungen an Sonn- und Feiertagen
erreicht sein und dürfte auch in Metropolen zumindest den
zweistelligen Bereich nicht erreichen. &

34 Der VGH München musste sich hierzu in seinem Beschluss vom 8. 4.
2011 – 22 CS 11.845, BeckRS 2011, 50301, mangels Entscheidungs-
erheblichkeit leider nicht äußern. M. E. ist diese Frage in Fortführung
der Ausführungen zur Sonderrolle Berlins zu bejahen: Wenn es gute
Gründe gibt, zwischen einzelnen Städten oder Regionen zu differenzie-
ren, so kann dies ebenso innerhalb eines Stadtgebiets der Fall sein.
Gleiches gilt auch im Hinblick auf die verschiedenen Handelszweige, da
sie sich auch dadurch unterscheiden, dass manche von ihnen am Sonn-
oder Feiertag eher das Shopping- bzw. Event-Interesse bedienen, andere
hingegen auf die Befriedigung elementarer bzw. alltäglicher Bedürfnisse
ausgerichtet sind.

35 Ausf. zu Geschichte und Grundlagen, verfassungsrechtlichem Rahmen,
dem Bund-Länder-Verhältnis, subjektiven Rechten und europarecht-
lichen Aspekten jeweils im Hinblick auf das Verhältnis von Sonn- und
Feiertagsruhe zum Ladenöffnungsrecht Mosbacher, Sonntagsschutz und
Ladenschluss, 2006, passim.

36 Vgl. Mosbacher, NVwZ 2010, 537 (541).
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